
14 | bündner woche Mittwoch, 19. September 2018

Gieri Bolliger, Rechtsanwalt und Geschäfts­
leiter der Stiftung für das Tier im Recht, Zürich.

Tiere im Recht

WAS IST BEI 
EINEM UNFALL 

ZU TUN?

Tiere gehören in der Regel jemandem. Bild Pixabay

Haben Sie Fragen rund ums Thema 
Tiere im Recht? 
Das Team der Stiftung für das Tier 
im Recht beantwortet sie gerne. 

So funktioniert es: 
Senden Sie einen Kurzbrief
mit dem Vermerk «Büwo» an 
Stiftung für das Tier im Recht (TIR) 
Rigistrasse 9, 8006 Zürich 
Tel. 043 443 06 43 
info@tierimrecht.org

Spendenkonto Post: 87-700700-7; die TIR ist
eine Non-Profit-Organisation und finanziert
sich ausschliesslich aus privaten Zuwendun-
gen. Spenden an die TIR können von den 
Steuern abgezogen werden.

TIERE IM RECHT

Eine Büwo-Leserin fragt:
«Gestern habe ich beobachtet, wie unser 
Nachbar wieder einmal viel zu schnell
durch unser Quartier fuhr und deshalb 
nicht mehr rechtzeitig bremsen konnte, als
ihm eine Katze vors Auto sprang. Das Tier 
wurde vom Rad gestreift und blieb verletzt 
liegen. Ohne sich darum zu kümmern, fuhr
er einfach weiter. Hat sich mein Nachbar 
durch sein rücksichtsloses Verhalten nicht 
strafbar gemacht?» 

Der Büwo-Experte antwortet:
«Doch, das Verhalten Ihres Nachbarn war 
nicht nur verantwortungslos, sondern
auch gesetzeswidrig. Wir raten Ihnen des-
halb, so rasch wie möglich auf dem nächs-
ten Polizeiposten Anzeige gegen ihn zu er-
statten. Wird ein Hund oder eine Katze im 
Strassenverkehr verletzt, sollte der Fahr-
zeuglenker dem Tier selbstverständlich so-
fort helfen, wofür er es am besten zu einem
Tierarzt bringt oder einen Tierrettungs-
dienst – sofern es in der Region einen sol-
chen gibt – alarmiert. Wie bei einer Kolli-

sion mit einem Wildtier muss auch jeder 
Verkehrsunfall mit einem Heimtier unver-
züglich gemeldet werden, und zwar wenn 
möglich dem Eigentümer des verletzten 
oder getöteten Tieres, selbst wenn solche 
Hiobsbotschaften natürlich nur ungern
überbracht werden. Häufig kann der Tier-
halter jedoch nicht unmittelbar ausfindig 
gemacht werden, sodass der Unfall der 
Polizei zu melden ist. Diese Meldepflicht 
besteht von Gesetzes wegen; wer sich
nicht daran hält, macht sich wegen eines 
Verstosses gegen das Strassenverkehrsge-
setz strafbar.
Wird eine Kollision nicht gemeldet, kann 
zudem oftmals auch niemand die nötigen 
Massnahmen einleiten, um dem verletzten 
Tier zu helfen, und ist dieses womöglich 
weiteren Leiden ausgesetzt. Fährt ein
Automobilist einfach weiter, anstatt ein
von ihm angefahrenes Tier zum Tierarzt 
zu bringen oder andere Hilfemassnahmen 
zu ergreifen, so wie es ihr Nachbar getan 
hat, muss er somit nicht nur mit strassen-
verkehrsrechtlichen Konsequenzen, son-

dern auch mit einem Verfahren wegen
Tierquälerei durch Unterlassen rechnen.
Im Unterschied zu Wildtieren gehören
Heimtiere in aller Regel jemandem und es 
besteht somit Privateigentum an ihnen.
Kann der Eigentümer der angefahrenen 
Katze ausfindig gemacht werden, kann er 
somit gegenüber Ihrem Nachbarn Scha-
denersatz für seine verletzte Katze geltend 
machen. Dies bedeutet, dass Ihr Nachbar 
für sämtliche zur Behandlung erforderli-
chen Tierarztkosten aufkommen muss.
Dabei spielt es auch keine Rolle, wenn die 
Heilungskosten den materiellen Wert des 
Tieres übersteigen. Sollte die Katze ver-
sterben, kann gegenüber dem Fahrzeug-
lenker neben einer Genugtuung auch noch 
der sogenannte Affektionswert geltend ge-
macht werden. Hiermit wird der Wert be-
zeichnet, der einem Heimtier von seinem 
Halter oder dessen Angehörigen nicht aus 
wirtschaftlichen, sondern aus rein emotio-
nalen Motiven beigemessen wird und der 
den materiellen Wert des Tieres überstei-
gen kann.»
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Tiere im Recht

EINE FEHLENDE 
GESETZLICHE PFLICHT

Von Gieri Bolliger / Michelle Richner (Tier im Recht; TIR)

Verletzte Tiere haben oft wenig Schutz durch den 
Gesetzgeber. Bild Pixabay

Die TIR ist eine gemeinnützige und unab-
hängige Stiftung, die sich seit 1995 beharr-
lich für eine kontinuierliche Verbesserung 
der Mensch-Tier-Beziehung engagiert.

Schweizweit einzigartig fokussiert sie 
dabei vor allem auf juristische Aspekte. 
Um die Hebelwirkung des Rechts aus-
zunutzen, erarbeitet die TIR solide Grund-
lagen für strenge Gesetze und ihren konse-
quenten Vollzug und hilft so nicht nur in 
Einzelfällen, sondern generell und allen 
Tieren. Unter anderem hat sie massgeblich 
dazu beigetragen, dass Tiere im Schweizer 
Recht nicht mehr als Sachen gelten und
der Schutz ihrer Würde auf Verfassungs- 
und Gesetzesebene verankert ist.

Neben ihrer rechtspolitischen Tätigkeit ver-
mittelt die TIR das Basis- und Detailwissen 

zum rechtlichen Tierschutz in Aus- und
Weiterbildungsveranstaltungen und
offeriert eine breite Palette an Dienst-
leistungen und Hilfsmitteln für den 
richtigen Umgang mit Tieren. 
Das grosse Angebot an objektiven und
praxisnahen Informationen richtet sich 
nicht nur an Tierhaltende und Juristen, 
sondern ebenso an Vollzugsinstanzen, 
Tierärzte, Schulen aller Stufen und Tier-
schutzorganisationen.

Mit ihrer umfangreichen publizistischen 
Tätigkeit und ihrem breiten Dienst-
leistungsangebot hat sich die TIR in 
den letzten Jahren als Kompetenzzentrum 
für Fragen zum Tier im Recht etabliert.

Weitere Informationen finden Sie unter: 
www.tierimrecht.org

WER IST DIE STIFTUNG FÜR DAS TIER IM RECHT (TIR)?

Das schweizerische Recht sieht für Tiere in
akuter Lebensgefahr keine allgemeine Hil-
fepflicht vor. Dies bedeutet, dass straffrei 
bleibt, wer beispielsweise an einer am
Strassenrand liegenden verletzten Katze 
vorbei fährt, ohne dieser zu helfen. Anders 
sieht die Rechtslage bei den Menschen
aus: Das Strafgesetzbuch verpflichtet näm-
lich jedermann, einem Menschen in un-
mittelbarer Lebensgefahr zu helfen, sofern 
dies aufgrund der konkreten Umstände
zumutbar ist. Wer dies nicht tut oder ande-
re bei der Nothilfe behindert oder sie so-
gar davon abhält, macht sich strafbar und 
wird mit einer Freiheits- oder Geldstrafe 
belegt.
Im Unterschied zu Haltern oder Betreuern,
die durch das Tierschutzgesetz verpflichtet
sind, ihre Tiere zu ernähren, zu pflegen 
und tierärztlich versorgen zu lassen, ob-
liegt Drittpersonen keine entsprechende 
Verantwortung. Im Gegensatz zu Perso-
nen, die ein Tier – beispielsweise durch 

einen Verkehrsunfall – in eine Gefahrensi-
tuation versetzt haben, müssen Zeugen
einer Notsituation oder andere Unbeteilig-
te somit weder ein verletztes fremdes Tier 
zum Tierarzt bringen noch die Polizei oder 
den Tierhalter benachrichtigen. Aus tier-
schützerischen und ethischen Gründen
sollte man in solchen Situationen aber na-
türlich trotzdem unbedingt helfen. Verant-
wortungsbewussten Passanten oder Ver-
kehrsteilnehmern muss es ein Anliegen
sein, sich um Tiere in Not zu kümmern.
Hat man hierfür keine Zeit oder ist man 
unsicher, wie geholfen werden kann, sollte 
unverzüglich die Polizei oder gegebenen-
falls ein Tierrettungsdienst verständigt
werden.
Wer ein verletztes fremdes Tier selbst zum 
Tierarzt bringt, ist aus rechtlicher Sicht 
Auftraggeber und somit grundsätzlich zur 
Übernahme der Erstversorgungskosten
verpflichtet. Wird der Halter des verunfall-
ten Tieres in der Folge eruiert, können die 

Aufwendungen auf diesen abgewälzt wer-
den. Sind die Verletzungen auf einen Ver-
kehrsunfall zurückzuführen, kann der
Tierhalter auf den Fahrzeuglenker zurück-
greifen, dessen Kosten in aller Regel zu-
mindest teilweise von seiner Haftpflicht-
versicherung gedeckt werden.
Eine konsequente Handhabe dieser Rege-
lung würde das spontane Engagement von 
hilfsbereiten Personen für fremde Tiere
aber natürlich stark hemmen. Die medizi-
nische Erstversorgung, um das Leben des 
Tieres zu retten und seine Leiden zu lin-
dern, ist für viele Tierärzte daher glückli-
cherweise selbstverständlich. Ausserdem 
verfügt die Gesellschaft Schweizer Tierärz-
tinnen und Tierärzte (GST), der über 90 
Prozent aller Privatpraktiker angehören,
über einen speziellen Fonds für Findeltie-
re, woraus dem behandelnden Tierarzt die 
Behandlungskosten für verunfallte Hunde 
und Katzen bis zu einer bestimmten Ober-
grenze vergütet werden.


